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In Kürze könnte das Europä-
ische Patentamt (EPO) in

München eine Entscheidung
treffen, die ethisch sehr frag-
würdig ist und im Widerspruch
zu EU-Recht steht. Die Große
Beschwerdekammer will über
eine Klage der Wisconsin Al-
umni Research Foundation
(WARF) entscheiden. WARF
vertritt den US-Forscher Ja-
mes Thomson, der als Pionier
der Stammzellenforschung gilt
und sein Forschungsvorhaben
– und somit auch die embryo-
nalen Zellen selbst – patentie-
ren lassen möchte. 

Die beiden Europaabgeord-
neten Peter Liese (Deutsch-
land) und Miroslav Mikolasik
(Slowakei), Vorsitzende der Ar-
beitsgruppe Bioethik der christ-
demokratischen EVP-ED-Frak-
tion, haben sich nun  in einem
Schreiben an die EPO-Präsi-

dentin Alison Brimelow ge-
wandt, um eine Ablehnung des
Antrags zu erreichen. Sie zitie-
ren eine EU-Richtlinie aus 

dem Jahr 1998, welche die
Patentierbarkeit von Embryo-
nen für kommerzielle Zwecke
ausschließt. 

Vorhergehende Instanzen
am EPO hatten den Antrag
Thomsons im Jahr 2005 mit
dem Hinweis abgelehnt, das
geltende Recht lasse eine sol-
che Patentierung nicht zu. Der
Leiter der Abteilung Patentrecht
des EPO hatte gegenüber den
Abgeordneten diese Einschät-
zung zuvor bei einem Treffen
der Arbeitsgruppe Bioethik der
EVP-ED-Fraktion im Juni 2007
in Straßburg bestätigt. 

Die Parlamentarier sind
nun erneut aktiv geworden.
„Wir sind besorgt, dass es 
im Präsidium des Patentamts
neue Diskussionen geben
könnte.

P E T E R L I E S E :

Europa-Patentamt darf embryonale 
Stammzellen nicht patentieren

Computerbuchungen: Transparente Flug- und Bahnangebote

Ticketpreise müssen Steuern und Gebühren enthalten
Bei Flugbuchungen über Computerreservierungssysteme (CRS)
in Reisebüros müssen künftig alle Steuern und Gebühren enthal-
ten sein. Bei der Buchung von Flügen wird es dazu Angaben zum
CO2-Ausstoß geben. Das Europäische Parlament verabschiedete
eine neue EU-Verordnung über einen Verhaltenskodex zu Compu-
terreservierungssystemen. „Die Verbraucher werden besser ge-
gen unseriöse Flug- und Bahnangebote geschützt. Zugleich sor-
gen wir für einen fairen Wettbewerb unter den Airlines und Bah-
nen“, sagte der verkehrspolitische Sprecher der EVP-ED-Fraktion
im Europaparlament, Georg Jarzembowski (CDU). 

Computerreservierungssysteme werden hauptsächlich in Reise-
büros eingesetzt und die Buchung erfolgt nicht direkt über den
Leistungserbringer, wie etwa auf der Internetseite einer Airline. Die
neue Verordnung stellt sicher, dass die CRS unabhängig arbeiten
und nicht Angebote eines Anbieters bevorzugen. „Wir haben dafür
Sorge getragen, dass es keine Einflussnahme von Flug- oder Bahn-
gesellschaften auf die Reservierungssysteme geben darf. 

Den vollständigen Text finden Sie unter: 
http://www.cducsu.eu/content/view/5221/32/
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Den vollständigen Text finden Sie
unter: http://www.cducsu.eu/
content/view/5224/32/
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Die EVP-ED-Fraktion im Eu-
ropaparlament wird härtes-

ten Widerstand leisten, falls
die Beratungen zur Boden-
schutzrichtlinie im Rat wieder
aufgenommen werden sollten.
Das sagte der stellver treten-
de Vorsitzende der größten
Parlamentsfraktion, Har tmut
Nassauer (CDU). „Bodenschutz
ist eine hoch bedeutsame,
aber keine europäische Auf-
gabe. Grenzüberschreitende
Wirkungen, die eine europä-
ische Gesetzgebung rechtfer-
tigen würden, gehen vom Bo-
den nicht aus“, so der CDU-
Europaabgeordnete, der das
Dossier im Rechtsauschuss
betreute, während der Plenar-

debatte. Nassauer warnte da-
vor, das im Rat beerdigte Dos-
sier „wieder zum Leben zu er-
wecken“.  Bodenschutz falle

in die ungeteilte Zuständig-
keit der Mitgliedstaaten. „Nur
die Kommission in ihrer büro-
kratiegesteuerten Subsidiari-
tätsblindheit verschließt sich
dieser Einsicht. Damit produ-
ziert sie einen weiteren Mosa-
ikstein im Bild einer Brüsseler
Bürokratie, die in ihrer ideo-
logiebesessenen Heilsgewiss-
heit die Menschen in Europa
gegen sich aufbringt.“ 

�
Drängen der Kommission

nicht nachgeben

„Seit dem Scheitern des Kom-
missionsentwurfes im Rat im
Herbst letzten Jahres haben

sich keinerlei neue Gesichts-
punkte ergeben, die einen
Wiederbelebungsversuch der
Bodenschutz-Richtlinie recht-
fertigen könnten“, sagte Nas-
sauer. 

Der stellver tretende EVP-
ED-Vorsitzende warnte die
französische Ratspräsident-
schaft davor, dem Drängen
der Kommission nachzugeben
und kündigte härtesten parla-
mentarischen Widerstand ge-
gen alle Vorstöße an, den Bo-
denschutz der nationalen Zu-
ständigkeit zu entziehen. „Der
Sargdeckel bleibt zu. Einem
solchen Bürokratiemonster
darf kein neues Leben einge-
haucht werden.“ 
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H A R T M U T N A S S A U E R :

Bodenschutz-Richtlinie nicht wieder ausgraben
B O D E N S C H U T Z I S T N A T I O N A L E A N G E L E G E N H E I T

Hartmut Nassauer MdEP

J Ü R G E N S C H R Ö D E R :

Bisher friedlicher Verlauf der Wahlen in Ruanda
W A H L B E O B A C H T E R M I S S I O N D E S E U R O P Ä I S C H E N P A R L A M E N T S I N R U A N D A

Einen friedlichen Verlauf der
Parlamentswahlen in Ru-

anda hat der CDU-Europaab-
geordnete Jürgen Schröder
heute in seiner Eigenschaft
als Leiter einer Wahlbeobach-
terkommission des Europä-
ischen Parlaments feststellen
können. Die fünfköpfige Be-
obachterkommission hatte
sich ein Bild vor Ort gemacht
und am Wahltag sowohl die
Stimmabgabe in den Wahllo-
kalen als auch die ansch-
ließende Auszählung stichpro-
benartig mitverfolgt. „In den von
mir aufgesuchten Wahllokalen
in Kigali sind Behinderungen
nicht festzustellen gewesen“,
sagte Schröder in Kigali. 

Bei den Parlamentswahlen
in Ruanda waren nach dem re-
gulären Ablauf der fünfjähri-
gen Legislaturperiode etwa
4,7 Millionen Wahlberechtigte
zur Stimmabgabe aufgerufen.

2003 hatten die EU-Wahlbe-
obachter bei den Präsident-
schaftswahlen und bei den
Parlamentswahlen noch Unre-
gelmäßigkeiten festgestellt,
den Wahlvorgang als solchen
aber als wichtigen Schritt auf
dem Wege zu einer Demokra-
tisierung Ruandas bewertet.
„Natürlich konnten wir nicht

alle 15.000 Wahllokale des
Landes überprüfen. Wenn
man sich aber vor Augen hält,
dass es vor nicht allzu langer
Zeit noch einen Völkermord
an der in Ruanda ansässigen
Tutsi-Minderheit gegeben hat,
dann hat das Land gewaltige
Fortschritte in der demokra-
tischen Auseinandersetzung
zwischen unterschiedlichen
Interessen erzielt“, so der
sächsische CDU-Europaabge-
ordnete weiter.

�
Bildung ethnischer
Parteien verboten

Nach derzeitigem Stand ma-
chen die Hutu mit 85 Prozent
der Einwohner Ruandas die
größte Bevölkerungsgruppe
des Landes aus. Aufgrund der
historischen Erfahrungen ist
die Bildung von ethnisch do-

minierten Parteien in Ruanda
jedoch nicht zulässig. Dem-
entsprechend bestimmt die
Bevölkerungszusammenset-
zung den Ausgang der Wahl
nicht von vorneherein. Als be-
sonders positiv bezeichnete
Schröder es aber jetzt schon,
dass im bisherigen ruan-
dischen Parlament fast die
Hälfte aller Abgeordneten
Frauen waren. „Ich hoffe, dass
sich dieser Trend auch im neu-
en Parlament fortsetzen wird.

Wenn Ruanda sich weiter
zu einem Hor t der poli-
tischen Stabilität entwickelt,
dann hat dies auch einen er-
heblichen, stabilisierenden
Effekt auf die gesamte Regi-
on der Großen Seen, neben
Burundi und Uganda vor al-
lem auf den östlichen Teil
der Demokratischen Repu-
blik Kongo“, so Schröder ab-
schließend.

Jürgen Schröder MdEP



Ohne eine reduzier te
Mehrwertsteuer für

Hotels und Restaurants
stehen beispielsweise im
bayerischen Gastgewerbe
zahlreiche Arbeitsplätze
auf dem Spiel. Dies sag-
te der Vorsitzende der
CSU-Gruppe im Europä-
ischen Parlament, Mar-
kus Ferber, nachdem sich
Bundesfinanzminister
Steinbrück am Wochen-
ende beim EU-Finanzmini-
stertreffen geweigert hat-
te, Ausnahmen von der
regulären Mehrwertsteuer von 19 Prozent
zuzulassen.

„In Bayern müssen Hotels und Restau-
rants 19 Prozent Mehrwertsteuer abfüh-
ren, in Österreich dagegen nur 10. Bundes-
finanzminister Steinbrück weigert sich, die-

sen Wettbewerbsnachteil
auszugleichen. Langfristig
stehen damit besonders
an der Grenze zu Öster-
reich Arbeitsplätze auf dem
Spiel, weil unser Gastge-
werbe keine Chance be-
kommt gegen die Konkur-
renz aus dem Nachbar-
land“, so Ferber. Damit un-
terstützte Ferber die Plä-
ne der EU-Kommission zur
Einführung ermäßigter
Mehr wer tsteuersätze
für Hotels und Gaststät-
ten in allen EU-Staaten.

Zuvor müssen die Finanzminister aller EU-
Staaten zustimmen. Der niedrige Mehrwert-
steuersatz in Österreich in Höhe von 10 Pro-
zent basiert auf einer Ausnahme und könn-
te nur bei einer europaweiten Neurege-
lung in Deutschland angewandt werden.

M A R K U S F E R B E R :

Keine reduzierte Mehrwertsteuer: 
Steinbrück gefährdet Gastronomie 

in Deutschland
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Sie unter: http://www.evp-ed.eu
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� Studie: Iren für Europa
Die irische Regierung hat eine

eingehende Analyse der Gründe für
das Nein beim Referendum über den
Vertrag von Lissabon veröffentlicht.
Danach beurteilen 70 Prozent der
Iren die EU-Mitgliedschaft Irlands
positiv.  „Ich begrüße es, dass der
irische Außenminister Micheál Mar-
tin einen Bericht über die Gründe für
das Ergebnis des Referendums über
den Vertrag von Lissabon veröffent-
licht hat. Zum Zeitpunkt des negati-
ven Ausgangs des Referendums in
Irland legte niemand, der Irland
kennt, dies als Votum gegen die Mit-
gliedschaft in der EU aus. Die heuti-
ge Studie ist ein Beleg dafür; denn
sie zeigt, dass 70 % der Bevölkerung
Irlands die Mitgliedschaft Irlands 
für eine gute Sache halten“, erklär-
te der Präsident des Europäischen
Parlaments, Hans-Gert Pöttering
(CDU).

Einer der wichtigsten Befunde der
Studie laute, dass es ein gravieren-
des Defizit an Informationen über
die EU gab. Es sei auffallend, dass
40 Prozent derjenigen, die mit Nein
stimmten, „fehlendes Wissen bzw.
fehlende Informationen“ als Grund
für ihr negatives Votum nannten, so
der Parlamentspräsident.

� EVP-ED-Fraktion startet 
neues Web-TV
Die EVP-ED-Fraktion im Europä-

ischen Parlament hat eine eigene In-
ternetseite für das Web-TV der Frakti-
on gestartet. Auf der neuen Seite
www.epp-ed.tv werden Video-Clips
und Live-Stream-Programme übertra-
gen. Der Zugang zum Web-TV und
seinen Inhalten wird somit einfacher.
Mit dem EVP-ED Fernsehen soll die
Öffentlichkeit via Internet über die
politischen Positionen der größten
Fraktion im Europaparlament infor-
miert werden. 

Hauptziel des EVP-ED Web-TV ist
die Information über wichtige Ereig-
nisse und Aktivitäten des Europapar-
laments sowie die Präsentation der
Beiträge der EVP-ED-Fraktion zu den
europäischen Werten, zu Wohl-
stand, Sicherheit, Freiheit  und Soli-
darität. Die EVP-ED-Fraktion über-
trägt bereits seit Juni 2007 ein TV-
Programm.

Markus Ferber MdEP

Karsten Hoppenstedt und Werner Langen: 
WestLB: Finanzmarktstabilität muss Vorrang haben

Die aktuelle Debatte um den Sanierungsplan für die WestLB hat jetzt auch das Europäische
Parlament erreicht. Die laufende Überprüfung der geplanten Beihilfen  für die durch die Fi-
nanzmarktkrise ins Trudeln geratene WestLB seitens der EU-Kommission müsse „fair und
objektiv“ erfolgen. Dies haben die beiden EVP-Wirtschaftspolitiker Werner Langen und Kar-
sten Friedrich Hoppenstedt nach einer Aussprache mit dem Präsidenten der Europäischen
Zentralbank, Jean-Claude Trichet, im Wirtschaftsausschuss des Europäischen Parlaments
erklärt: „Es ist nicht hinnehmbar, dass die zuständige Wettbewerbskommissarin bereits
während des laufenden Verfahrens öffentliche Bewertungen vornimmt. Angesichts der noch
immer nicht völlig bewältigten Finanzmarktkrise ist ein solches Verhalten unverantwortlich“. 

Eine erfolgreiche Sanierung der WestLB sei nicht nur für die Stabilität des deutschen Fi-
nanzmarkts, sondern auch weit darüber hinaus von großer Bedeutung. Dies habe Trichet
heute vor dem Wirtschafts- und Währungsausschuss des Europäischen Parlaments aus-
drücklich bestätigt. „Frau Kroes sollte deshalb bei der Prüfung der für die WestLB vorgese-
henen Beihilfen öffentliche Zurückhaltung üben. Es steht ihr nicht zu, in den Medien über die
Zukunft des gesamten öffentlich-rechtlichen Bankensektors zu spekulieren, obwohl das Ver-
fahren noch gar nicht abgeschlossen ist“, sagten Hoppenstedt und Langen weiter. 

Die WestLB gehöre zu den größten Banken in Deutschland und müsse nun saniert werden.
Ein Scheitern des jetzt geschnürten Rettungspakets etwa durch unverhältnismäßige Zusatz-
auflagen der Kommission könnte dagegen unabsehbare Folgen haben. „Es ist grundsätzlich
richtig, dass die EU-Kommission eine starke Wettbewerbsaufsicht innehat. Diese darf aber
nicht zum Selbstzweck werden, nur weil die Kommissarin mit der Struktur des öffentlich-
rechtlichen Bankenwesens in Deutschland nicht einverstanden ist“, betonten Langen und 
Hoppenstedt abschließend.
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